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Bericht der Bundesregierung über die Tätigkeit des Europarats 
für die Zeit vom 1. Juli bis 31. Dezember 1995 
(Datumsangaben beziehen sich auf 1995, sofern nichts anderes angegeben ist) 

I. Überblick über politische Fragen 

1. Im zweiten Halbjahr 1995 hat der Europarat mit 
der Aufnahme von vier weiteren mittel- und 
osteuropäischen Staaten, Albanien, Mazedonien, 
Moldau und Ukraine, seine Entwicklung zu einer 
gesamteuropäischen Organisation fortgesetzt. 
Ende 1995 umfaßte er 38 Mitgliedstaaten. Das 
Prüfungsverfahren für die Aufnahme Rußlands, 
das aufgrund des Tschetschenien-Konflikts sus-
pendiert war, wurde wieder aufgenommen. 
Rußland trat dem Europarat am 28. Februar 1996 
als 39. Mitglied bei. Nachfolgestaaten der 
ehemaligen Sowjetunion sowie des ehemaligen 
Jugoslawiens wurden weiter an den Europarat 
herangeführt. Seine gewachsene politische Be-
deutung auch für außereuropäische Staaten 
wurde durch Anträge der USA, Kanadas und Ja-
pans auf Beobachterstatus unterstrichen. Die USA 
und Kanada haben den Status inzwischen erhal-
ten. 

Fragen der demokratischen Sicherheit in Europa 
und der Konsolidierung der neuen Mitgliedschaf-
ten standen im Berichtszeitraum im Mittelpunkt 
der Tätigkeit des Europarats. Das Ministerkomitee 
beschloß, im Rahmen der Zuständigkeit der Orga-
nisation am demokratischen Wiederaufbau in Bos-
nien-Herzegowina und anderen Teilen des ehe-
maligen Jugoslawiens mitzuwirken. Die Mitglied-
staaten haben die Absicht bekundet, Anfang 1996 
in die abschließenden Beratungen über ein kon-
kretes Verfahren zur Überwachung der Einhal-
tung der von ihnen eingegangenen Verpflichtun-
gen einzutreten. 

2. Die Zusammenarbeit mit der EU, der OSZE und 
den Vereinten Nationen wurde intensiviert. Am 
6. November wurden die hochrangigen Treffen 
des Europarats (Vorsitzender des Ministerkomi-
tees und Generalsekretär) mit der EU (Ratspräsi-
dent und Präsident der Europäischen Kommission) 
in Madrid fortgesetzt. 

Der Europarat lieferte Beiträge für die Reflexions-
gruppe zur Vorbereitung der Regierungskonfe-
renz 1996 und für die Europäische Mittelmeerkon-
ferenz in Barcelona. Gemeinsam mit der OSZE 
veranstaltete er am 27. Oktober 1995 in Prag ein 
zweites Treffen auf hoher Ebene. 

Der Generalsekretär der Vereinten Nationen be-
suchte den Europarat am 13. November. 

3. Die Gesamtzahl der Übereinkommen und Zusatz-
protokolle des Europarats erhöhte sich auf 159. 
Insgesamt wurden im Berichtszeitraum über 
60 Zeichnungen und Ratifikationen solcher 
Rechtsinstrumente vorgenommen. Deutschland 

zeichnete das Zusatzprotokoll zum Europäischen 
Rahmenübereinkommen über die grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit zwischen Gebiets-
körperschaften und ratifizierte das Protokoll Nr. 11 
zur Konvention zum Schutz der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten. 

4. Die Bundesregierung hat ihre Bemühungen um den 
erweiterten Gebrauch der deutschen Sprache im 
Europarat fortgesetzt. Bundeskanzler Dr. Helmut 
Kohl hat am 24. September vor der Parlamentari-
schen Versammlung auf die große Bedeutung hin-
gewiesen, die Deutschland dieser Frage beimißt. 

5. Vom 25. September bis 13. Oktober präsentierten 
sich die neuen Bundesländer in einer Ausstellung 
im Foyer des Ministerkomitees. 

Il. Aktivitäten des Ministerkomitees, 
der Parlamentarischen Versammlung 
und des Kongresses der Gemeinden 
und Regionen Europas 

1. Ministerkomitee 
Am 9. November fand in Straßburg unter tschechi-
schem Vorsitz die 97. Sitzung des Ministerkomitees 
statt. Im Mittelpunkt standen Fragen der demokrati-
schen Sicherheit in Europa. Die Ukraine und die ehe-
malige jugoslawische Republik Mazedonien wurden 
als 37. und 38. Mitglied in den Europarat aufgenom-
men. 

Auf der Tagung wurde erneut die Notwendigkeit der 
strikten Einhaltung der von den Mitgliedstaaten ein-
gegangenen Verpflichtungen zur Wahrung von  De-
mokratie , Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechten 
hervorgehoben. 

Mit dem Ende der Sitzung ging der Vorsitz an Däne-
mark über (stellvertretender Vorsitz: Estland). 

Das Komitee der Ministerbeauftragten trat im Be-
richtszeitraum zu 15 Sitzungen zusammen. Es ver-
abschiedete 76 Entschließungen und 13 Empfehlun-
gen. Als Rechtsprechungsorgan nach der Euro-
päischen Menschenrechtskonvention (EMRK) schloß 
es 208 Verfahren durch Entschließung gemäß Arti-
kel 32 bzw. durch Feststellung der Erledigung gemäß 
Artikel 54 EMRK ab. Darüber hinaus gab das Komi-
tee Stellungnahmen zu zwölf Empfehlungen der Par-
lamentarischen Versammlung ab (s. Anlage). 

2. Parlamentarische Versammlung 
Die Parlamentarische Versammlung tagte vom 25. bis 
29. September. Vor der Versammlung sprachen Kö- 
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nig Hussein von Jordanien, Hoher Repräsentant 
Bildt, OECD-Generalsekretär Paye und Bundeskanz-
ler Dr. Helmut Kohl. 

Der Bundeskanzler hob u. a. die Ro lle des Europarats 
für das Zusammenwachsen Europas und seine Arbei-
ten zur Verbesserung des Minderheitenschutzes her-
vor. Er wies daneben auf die Bedeutung der Stär-
kung der Organisation im Hinblick auf ihre zukünfti-
ge Entwicklung, die Wichtigkeit der Integration der 
Partnerländer in Mittel-, Südost- und Osteuropa so-
wie den Stellenwert der kulturellen Dimension Euro-
pas hin. 

Aus den Themen, mit denen sich die Versammlung 
befaßte, sind hervorzuheben: 

- Wiederaufnahme des russischen Beitrittsverfah-
rens, 

- Lage im ehemaligen Jugoslawien, 

- EU-Regierungskonferenz 1996, 

- Flüchtlinge/Asylbewerber aus Mittel- und Ost-
europa. 

3. Kongreß der Gemeinden 
und Regionen Europas 

a) Kammer der Regionen 

Die Kammer der Regionen hat ihre Arbeiten auf die 
Förderung des Ausbaus der regionalen Strukturen in 
den Staaten Europas konzentriert und den Entwurf 
einer Europäischen Konvention für regionale Selbst-
verwaltung ausgearbeitet. Sie hat darüber hinaus 
dem Ministerkomitee einen Konventionsentwurf für 
die ausgeglichene Entwicklung der europäischen 
Berggebiete vorgelegt. Daneben hat sie Fragen der 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit der Regionen Ost-
und Westeuropas vertieft. 

b) Kammer der Gemeinden 

Die Kammer der Gemeinden hat auf Initiative 
ihres deutschen Präsidenten, Dr. Josef Hofmann, 
Bürgermeister von Mainz a. D., Arbeitskreise zu den 
Themen „Kriminalität und Sicherheit in den Städ-
ten" und „Partnerschaften" gebildet. Sie hat be-
schlossen, einen Arbeitskreis „Bürgerrechte und 
Bürgerpflichten" einzurichten und eine entspre-
chende Konvention einzubringen. Darüber hinaus 
hat die Kammer die Einhaltung der Charta der 
Kommunalen Selbstverwaltung in den Unterzeich-
nerstaaten, insbesondere in Mittel- und Osteuropa, 
überprüft und auf deutsch-französische Initiative zu-
sammen mit dem Lenkungsausschuß für kommunale 
und regionale Angelegenheiten ein Zusatzprotokoll 
über die Rahmenkonvention zur grenzüberschrei-
tenden Zusammenarbeit zwischen Gebietskörper-
schaften erstellt. Es wurde vom Ministerkomitee 
angenommen und am 9. November zur Zeich-
nung aufgelegt. Deutschland hat das Protokoll ge-
zeichnet. 

M.  Aus den einzelnen Aufgabengebieten 
des Europarats 

1. Menschenrechtsfragen 

a) Protokoll Nr. 11 
zur Europäischen Menschenrechtskonvention 

Deutschland hat das Protokoll Nr. 11 am 2. Oktober 
ratifiziert. Mit seinem Inkrafttreten nach Ratifikation 
durch alle Mitgliedstaaten wird frühestens 1997 ge-
rechnet. 

b) Rahmenübereinkommen 
zum Schutz nationaler Minderheiten 

Die Bundesregierung hat den Entwurf eines Ver-
tragsgesetzes weiter vorbereitet. Das Rahmenüber-
einkommen wurde bis zum 31. Dezember von 
32 Staaten gezeichnet. Rumänien, die Slowakische 
Republik, Spanien und Ungarn haben ratifiziert. 

c) Europäische Charta der Regional- oder 
Minderheitensprachen 

Am 17. Juli hat Rumänien als 14. Staat die Charta ge-
zeichnet. Finnland, Norwegen und Ungarn haben sie 
ratifiziert. Die Charta kann nach Ratifikation durch 
mindestens fünf Mitgliedstaaten in Kraft treten. Die 
Bundesregierung hat das Vertragsgesetzverfahren 
vorbereitet, das 1996 abgeschlossen werden soll. 

d) Europäische Kommission gegen Rassismus 
und Intoleranz 

Die vom Wiener Gipfel eingesetzte Kommission hat 
Arbeitsgruppen gebildet, welche die tatsächlichen 
und rechtlichen Verhältnisse in den einzelnen Mit-
gliedstaaten des Europarats in bezug auf Fremden-
feindlichkeit, Rassismus, Antisemitismus und Intole-
ranz untersuchen. Sie hat zu diesem Zweck die Ant-
worten der Mitgliedstaaten auf einen umfangreichen 
Fragebogen ausgewertet. 

Die Kommission hat vorgeschlagen, ein Protokoll zu 
Artikel 14 der Europäischen Menschenrechtskonven-
tion auszuarbeiten, durch welche das - bisher 
akzessorische - Diskriminierungsverbot verstärkt 
werden soll. Im Ministerkomitee wird derzeit über 
diesen Vorschlag beraten. Darüber hinaus bereitet 
die Kommission an die Mitgliedstaaten des Europa-
rats gerichtete allgemeine Empfehlungen vor. 

e) Protokoll zur Europäischen 
Menschenrechtskonvention über 
die Gleichberechtigung von Mann und Frau 

Das Ministerkomitee hat die Frist für die Beratungen 
bis Ende 1996 verlängert. Die Diskussionen im Len-
kungsausschuß für Menschenrechte und im Sachver-
ständigenausschuß für die Fortentwicklung des Men-
schenrechtsschutzes wurden fortgesetzt. 
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f) Protokoll zur Europäischen 
Menschenrechtskonvention mit bestimmten 
weiteren Rechten für Personen, denen 
die Freiheit entzogen worden ist 

Der Sachverständigenausschuß für die Fortentwick-
lung des Menschenrechtsschutzes hat den Entwurf 
eines Zusatzprotokolls ausgearbeitet. Er wird vom 
Lenkungsausschuß für Menschenrechte geprüft. 

g) Protokoll zur Europäischen 
Menschenrechtskonvention mit individuellen 
Rechten im kulturellen Bereich 

Die Beratungen des Ad-hoc-Komitees zum Schutz 
nationaler Minderheiten haben die Schwierigkeit auf-
gezeigt, gegenwärtig im normativen Bereich wesent-
liche Fortschritte zum Schutz nationaler Minderhei-
ten zu erzielen. Das Ministerkomitee hat deswegen 
beschlossen, daß die Beratungen einstweilen nicht 
fortgeführt werden sollen. 

2. Rechtliche Zusammenarbeit 

a) Kommunal- und Regionalpoli tik 

Der Lenkungsausschuß für kommunale und regio-
nale Angelegenheiten verabschiedete einen Bericht 
über die Umsetzung der „Europäischen Charta der 
kommunalen Selbstverwaltung" in den Mitgliedstaa-
ten des Europarats sowie einen Empfehlungsentwurf 
zu „Kommunalen öffentlichen Diensten und den 
Rechten ihrer Nutzer" . Darüber hinaus befaßte er 
sich mit Stellungnahmen des Kongresses der Ge-
meinden und Regionen Europas zu den bereits ange-
nommenen Empfehlungen „Kommunale Referen-
den"  und „Haushaltsdefizite und Überschuldung von 
Gemeinden". Die Stellungnahmen und Empfehlun-
gen wurden dem Ministerkomitee zur Billigung und 
Entscheidung über die Veröffentlichung zugeleitet. 

b) Datenschutz 

Im Rahmen des Empfehlungsentwurfs zum Schutz 
medizinischer Daten wurde das Votum des Gesund-
heitsausschusses sowie die Vereinbarkeit der Emp-
fehlung mit der EG-Datenschutzrichtlinie erörtert. 
Die Projektgruppe Datenschutz diskutierte die Emp-
fehlungen zum Schutz von Statistik- und Versiche-
rungsdaten. 

c) Strafrecht 

Das Ministerkomitee verabschiedete Empfehlungen 
über Managementtechniken in der Strafgerichtsbar-
keit sowie über strafprozessuale Probleme im Zusam-
menhang mit Informationstechnologien. 

d) Kriminalpolitik 

Vom 27. bis 29. November fand in Straßburg die 
5. Kriminalpolitische Konferenz des Europarats statt. 
An der Veranstaltung, die sich alle fünf Jahre mit ei-
ner Bestandsaufnahme und der Entwicklung von Zu-
kunftsperspektiven der Kriminalpolitik in Europa be-
faßt, nahmen zahlreiche, seit der letzten Konferenz 
hinzugekommene neue Mitgliedstaaten, insbesonde-
re aus Mittel- und Osteuropa, teil. 

3. Medienfragen 

a) Lenkungsausschuß für Massenmedien 

Der Lenkungsausschuß setzte seine Arbeiten zur 
Vorbereitung der 5. Europäischen Medienminister-
konferenz in Griechenland (1997) fort . Er legte fol-
gende Themen fest: als Generalthema „Die Informa-
tionsgesellschaft: Eine Herausforderung für Europa" , 
als Unterthemen „Die Auswirkungen der neuen 
Kommunikationstechnologien auf Menschenrechte 
und demokratische Werte" sowie „Den Regelungs-
rahmen für die Medien überdenken". 

b) Schutz von Journalisten 

Die Sachverständigengruppe zum Schutz von Jour-
nalisten schloß ihre Arbeit mit der Vorlage von Ent-
würfen einer Erklärung sowie einer Empfehlung des 
Ministerkomitees zum Schutz von Journalisten in 
Spannungs- und Konfliktsituationen ab. Das Mini-
sterkomitee hat die Empfehlung am 3. Mai 1996 ver-
abschiedet. 

 

c) Europäische Audiovisuelle Informationsstelle 

1995 nahm die Geschäftstätigkeit der Informations-
stelle gegenüber 1994 weiter deutlich zu. Fest eta-
bliert haben sich die Bereiche Statistisches Jahrbuch, 
IRIS-Rechtliche Rundschau sowie Sequentia (Viertel-
jahresmagazin über audiovisuelle Informationsquel-
len). In Workshops wurden die Arbeiten zu Transpa-
renz und Harmonisierung vorangetrieben. 

Anfang Oktober erfolgte die Ausschreibung für die 
Bewertungsstudie über die bisherige Tätigkeit der 
Informationsstelle. Die Untersuchung wird zur Zeit 
von einem belgischen Consulting-Unternehmen 
durchgeführt. Der Bewertungsbericht wird die 
Grundlage für die Entscheidung des Europarats über 
die Fortsetzung der Informationsstelle bilden. 

4. Sozialpolitik und Gesundheitswesen 

Im Berichtszeitraum hat der Lenkungsausschuß für 
Bioethik die Beratungen des Entwurfs einer Bioethik

-

Konvention fortgesetzt. Im Vordergrund stand dabei 
insbesondere die Frage der Zulässigkeit fremdnützi-
ger Forschung an einwilligungsunfähigen Personen. 
Hierfür sprach sich eine Mehrheit der Vertreter im 
Lenkungsausschuß aus; gleichzeitig wurden um-
fangreiche Schutzvorschriften zugunsten der betrof-
fenen Personen beschlossen. 

5. Jugend- und Frauenfragen 

a) Jugend 

Die Kampagne gegen Rassismus, Fremdenfeindlich-
keit, Antisemitismus und Intoleranz fand für 
Deutschland mit einer Veranstaltung am 9. November 
in Berlin ihren Abschluß. Beteiligt war u. a. die jüdi-
sche Jugendorganisation B'nai B'rith. Am 15. Dezem-
ber wurde in Budapest das zweite Jugendzentrum er-
öffnet. 



Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 	Drucksache 13/5373 

b) Frauen 

Im Berichtszeitraum fand eine Sitzung des „Len-
kungsausschusses für die Gleichberechtigung" statt. 
Schwerpunkte der Arbeit waren der Bericht des Ge-
neralsekretärs zur Situation der Frauen im Europarat 
selbst, die Nachbereitung der Weltfrauenkonferenz 
und die Situation von Frauen in den MOE-Staaten. 

Ein Seminar in Budapest beschäftigte sich mit der Si-
tuation von Frauenverbänden, dem Bild der Frau in 
den Medien und der Vernetzung von Gleichberechti-
gungsstrukturen in den MOE-Staaten. 

6. Kultur, Bildung, Sport  

a) Kultur und Bildung 

Themenschwerpunkte des Kulturausschusses des 
Rates für kulturelle Zusammenarbeit waren die mit-
telfristigen Perspektiven der Programmarbeit im Kul-
turbereich vor dem Hintergrund begrenzter Perso-
nal- und Budgetmittel bei steigender Mitgliederzahl. 
Mit dem Beitritt der Ukraine und Mazedoniens zur 
Europäischen Kulturkonvention erweiterte sich der 
Teilnehmerkreis im Kulturausschuß auf 44 Staaten. 

Die Fachgremien des Rats für kulturelle Zusammen-
arbeit haben ihre Vorschläge für die mittelfristige 
Prioritätenplanung entsprechend den Vorgaben des 
Ministerkomitees fortgesetzt. Danach werden künftig 
im Vordergrund stehen: 

- im Bildungsbereich 
die Projekte Fremdsprachenlernen, Geschichtsun-
terricht, Politische Bildung, Unterstützung bei der 
Hochschulgesetzgebungsreform der Staaten Mit-
tel- und Osteuropas, Rolle der Forschung im Hoch-
schulbereich 

- im Kulturbereich 
die Projekte Länderexamen Kultur, Buch und 
Übersetzungen, soziale und wi rtschaftliche 
Aspekte der Denkmalpflege sowie aktuelle Fra-
gen der Archäologie, speziell in städtischen Bal-
lungsräumen. 

Vom 18. bis 20. Oktober fand in Ljubljana die Konfe-
renz über den „Beitrag der Hochschulen zur Ausbil-
dung von Toleranz und Wertebewußtsein" statt, die 
zugleich einen Beitrag zur Europaratskampagne ge-
gen Rassismus, Intoleranz und Fremdenfeindlichkeit 
darstellte. 

Die 8. Europäische Kulturministerkonferenz (28./ 
29. Oktober 1996, Budapest) unter dem Hauptthema 
„Die Zukunft des europäischen Kinos" wurde weiter 
vorbereitet. Die Empfehlung „Erhaltung von Kultur-
landschaften" wurde dem Ministerkomitee zugeleitet. 

b) Sport 

Der Lenkungsausschuß zur Förderung des Sports 
umfaßt derzeit 44 Mitgliedstaaten. Er hat sich 
schwerpunktmäßig mit der Umsetzung der Ergeb-
nisse der 8. Konferenz der Europäischen Sportmini

-

ster vom 17. bis 18. Mai in Lissabon befaßt. Hierzu 
gehörten auch verstärkt Hilfsprogramme für die neu-
en Mitglieder aus den mittel- und osteuropäischen 

Staaten (SPRINT-Programme)  in Form von Semina-
ren. Die Plenarsitzungen der Sportwissenschafts-
bzw. Sportinformationsgruppen des Lenkungsaus-
schusses beschlossen eine verstärkte Zusammenar-
beit unter Synergieaspekten. Deutschland ist in bei-
den Gruppen durch das Bundesinstitut für Sportwis-
senschaft vertreten. 

Die Arbeitsgruppe „Information und Erziehung" zur 
Anti-Doping-Konvention erarbeitete eine - auch von 
der EU-Kommission geförderte - zielgruppenspezifi-
sche Aufklärungsbroschüre über Gefahren des Do-
pings, „Europack". Für Deutschland wirkt ein Ver-
treter der Länder in dieser Arbeitsgruppe mit. 

Arbeitsgruppen des Ständigen Ausschusses zur Eu-
ropäischen Konvention gegen Zuschauergewalt im 
Sport  beschäftigten sich u. a. mit der Vorbereitung ei-
ner von der niederländischen Regierung geplanten 
Veranstaltung „Internationaler Runder Tisch zu 
Sport, Fairplay und Toleranz" am 11. April 1996 in 
Amsterdam und mit der Vorbereitung der Fußball

-

Europameisterschaft 1996 in England. 

7. Tierschutz 

Der. aufgrund des Europäischen Übereinkommens 
zum Schutz von Tieren in landwirtschaftlichen Tier-
haltungen eingerichtete Ständige Ausschuß hat im 
November eine Empfehlung verabschiedet, mit der 
die bereits 1986 beschlossenen Anforderungen an 
das Halten von Legehennen um entsprechende Be-
stimmungen für das Halten von Masthähnchen er-
gänzt wurden. 

Eine Empfehlung zur nutztierartigen Straußenhal-
tung soll abschließend beraten und verabschiedet 
werden. In diesem Zusammenhang hat der Ständige 
Ausschuß am 30. November eine landwirtschaftliche 
Straußenhaltung in Baden-Württemberg besichtigt. 

8. Umwelt- und Naturschutz 

Zur Überprüfung der im Sommer 1996 anstehenden 
Verlängerung des Europadiploms bereisten Exper-
tengruppen des Europarats die Europadiplomgebiete 
„Siebengebirge" und „Nationalpark Bayerischer 
Wald" . 

Auf der Ministerkonferenz „Umwelt für Europa" in 
Sofia (23. bis 25. Oktober) legte der Europarat eine 
gesamteuropäische Strategie über biologische und 
landschaftliche Vielfalt vor. Die Ministerkonferenz 
hat den Europarat gebeten, zusammen mit UNEP 
und anderen Regierungs- und Nichtregierungsorga-
nisationen für die Umsetzung und Fortschreibung 
der Strategie Sorge zu tragen. 

Auf der 5. Sitzung der Arbeitsgruppe „Umwelt und 
Tourismus" in Straßburg (16. bis 18. Oktober) war die 
Überarbeitung des Dokuments „Empfehlungen zu 
einer Entwicklung des umweltfreundlichen und 
nachhaltigen Tourismus in Küstengebieten" zentra-
les Thema. Empfehlungen der Arbeitsgruppe zu ei-
ner Politik der umweltfreundlichen nachhaltigen 
Entwicklung des Tourismus in geschützten Gebieten 
wurden vom Ministerkomitee akzeptiert. 
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Anlage 

Empfehlungen der Parlamentarischen Versammlung des Europarats, 
zu denen das Komitee der Ministerbeauftragten im Berichtszeitraum Stellungnahmen abgegeben hat: 

lfd. Nr. 
- Ethik und Politik der Rechte älterer Menschen 

im medizinischen und sozialen Bereich 	 1 254 (1994) 

- Aktionsprogramm zur Förderung der Umwelterziehung 
durch Lehrerausbildung 	 1 258 (1995) 

- Entwicklungen der Biotechnologie und ihre Folgen 
für die Landwirtschaft 	 1 213 (1993) 

- Die Regionen im Europarat und die Einrichtung 
des Kongresses der Gemeinden und Regionen Europas 	1 256 (1995) 

- Die Untersuchungshaft 	 1 245 (1994) 

- Die Gesellschaftswissenschaften und die Herausforderung 
durch den Wandel 	 1 264 (1995) 

- Lage auf Zypern 	 1 259 (1995) 

- Sinti und Roma in Europa 	 1 203 (1993) 

- Die Rechte des Kindes 	 1 121 (1990) 

- Allgemeine Politik des Europarats und Regierungskonferenz 
der Europäischen Union 	 1 279 (1995) 

- Flüchtlinge und Asylbewerber in Mittel- und Osteuropa 	1 278 (1995) 

- Das kulturelle Erbe in Mittel- und Osteuropa 	 1 172 (1992) 






